




Muster eines schulischen Konzeptes
für demokratische Schulkultur und Radikalisierungsprävention
(leichtere Sprache)
Stand 23.04.2026

[image: ]







[image: Ein Bild, das Entwurf, Zeichnung, Kinderkunst, Kunst enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]					       [image: ] 
Inhalt
Präambel	4
Grundsätze	5
Ziele demokratischer Schulkultur und Radikalisierungsprävention an unserer Schule	5
Demokratische Schulkultur, Radikalisierungsprävention und unser Landesschulgesetz	5
Erfüllung von Bedürfnissen fernab von radikalisierenden Ideologien	6
Phänomenübergreifende Radikalisierungsprävention	6
Haltung	7
Besonnenheit	7
Unterstützung statt Stigmatisierung	7
Religionssensibilität	7
Rassismussensibilität	8
Konstruktive Kommunikation	9
Definitionen	12
Extremismus oder Radikalisierung?	12
Definition Radikalisierung	12
Definition Prävention	13
Definition Demokratieförderung	13
Anzeichen für Radikalisierung	13
Was keine Anzeichen für Radikalisierung sind	14
Demokratische Schulkultur	15
FreiRaum	15
Demokratische Schulkultur im Alltag	17
Clearing-Verfahren bei Hinweisen auf Radikalisierung	18
Warum gibt es ein Clearing-Verfahren?	18
Aufbau des Clearing-Verfahrens	18
Personen und Zuständigkeiten	21
Clearing-Beauftragte	21
Personelle Veränderung	21
Außerschulische Akteur:innen	21
Vorhandene Schulstrukturen	22
Clearing-Team	22
Dokumentation	23
Kommunikation	23
Beteiligung von Eltern	23
Literatur	25




Dieses Konzept ist ein Muster. Es soll Schulen eine fachliche Orientierung und Formulierungshilfe bieten und muss an die jeweiligen schulischen Bedingungen, Zuständigkeiten und Bedarfe angepasst sowie an den gekennzeichneten Stellen ergänzt werden.
[bookmark: _Toc227859381]Präambel
Junge Menschen beschäftigen sich im Alltag mit politischen und gesellschaftlichen Themen. Sie sehen diese Themen in sozialen Medien, in Klassenchats, in Gesprächen und auch in Streit in der Schule. Schule ist deshalb nicht nur ein Ort zum Lernen. Schule ist auch ein Ort, an dem Unterschiede, Zugehörigkeit, Konflikte und Spannungen sichtbar werden und besprochen werden müssen.
Unsere Schule möchte eine demokratische Schulkultur stärken. Das bedeutet: Alle sollen mitreden können, sich ernst genommen fühlen und respektvoll behandelt werden. Schüler:innen sollen lernen, mit anderen Meinungen umzugehen, Unterschiede auszuhalten und ohne Diskriminierung miteinander zu leben.
Dazu gehört auch ein gemeinsamer und professioneller Umgang mit Hinweisen auf mögliche Radikalisierung bei Schüler:innen. Nicht jede radikale Meinung ist dabei schon ein Problem. Dieses Konzept richtet sich gegen Äußerungen und Handlungen, die autoritär, menschenabwertend, gegen Vielfalt gerichtet oder gewaltbefürwortend sind. Wir wollen solche Entwicklungen ruhig und sorgfältig einordnen und pädagogisch bearbeiten, ohne junge Menschen vorschnell abzustempeln.
Dieses Konzept beschreibt die gemeinsame Grundlage dafür, wie wir an unserer Schule demokratische Schulkultur und Radikalisierungsprävention zusammen denken.



[bookmark: _Toc227859382]Grundsätze
[bookmark: _Toc227859383]Ziele demokratischer Schulkultur und Radikalisierungsprävention an unserer Schule
Demokratische Schulkultur und Radikalisierungsprävention gehören für uns zusammen. Radikalisierungsprävention ist für uns keine einzelne Sonderaufgabe. Sie ist Teil einer Schule, in der alle mitmachen können, Unterschiede respektiert werden und Diskriminierung ernst genommen wird. Schüler:innen sollen lernen, mit anderen Meinungen umzugehen und Konflikte fair auszutragen.
Unsere Schule möchte Bedingungen schaffen, unter denen Schüler:innen gehört werden, sich zugehörig fühlen und Probleme ansprechen können. Sie sollen erleben, dass sie etwas bewirken können. Dazu gehört auch, ihre Stärken zu fördern, sie auf ihrem Weg zu selbstständigen und kritischen Menschen zu begleiten und sie bis zum Schulabschluss verlässlich zu unterstützen.
Radikalisierungsprävention ist ein Teil dieser demokratischen Schulkultur. Sie bedeutet, mögliche problematische Entwicklungen bei Schüler:innen früh zu bemerken, gemeinsam einzuschätzen und pädagogisch darauf zu reagieren. Dafür brauchen wir ein gemeinsames Verständnis davon, was Radikalisierung für uns bedeutet. Nicht jede radikale Haltung ist ein Problem. Für uns werden Äußerungen und Handlungen dann wichtig, wenn sie autoritär, menschenabwertend, gegen Vielfalt gerichtet oder gewaltbefürwortend sind. Auf dieser Grundlage entscheiden wir, wann pädagogisches Handeln nötig ist – und wann nicht.

[bookmark: _Toc227859384]Demokratische Schulkultur, Radikalisierungsprävention und unser Landesschulgesetz
Demokratische Schulkultur und Radikalisierungsprävention sind keine zusätzlichen Aufgaben der Schule. Sie gehören zum Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule dazu. Schule soll die Würde jedes Menschen achten. Schule soll Demokratie und Freiheit stärken. Schule soll Toleranz fördern und zu einem friedlichen Zusammenleben ohne Diskriminierung beitragen.
Das bedeutet für uns: Schule soll ein Ort sein, an dem Unterschiede respektiert werden, alle mitmachen können, Konflikte besprochen werden und Ausgrenzung nicht akzeptiert wird. Schüler:innen sollen lernen, andere Sichtweisen wahrzunehmen, mit Widersprüchen umzugehen, Konflikte respektvoll auszutragen und sich gegen Abwertung und Menschenfeindlichkeit zu stellen.
Deshalb verstehen wir Radikalisierungsprävention als Teil dieses Auftrags. Es geht nicht nur darum, auf problematische Entwicklungen zu reagieren. Es geht auch darum, demokratisches Lernen, Gleichwertigkeit und ein respektvolles Zusammenleben im Schulalltag zu stärken.

[bookmark: _Toc227859385]Erfüllung von Bedürfnissen fernab von radikalisierenden Ideologien
Junge Menschen haben wichtige Bedürfnisse. Sie wollen dazugehören, anerkannt werden, sich sicher fühlen und Orientierung bekommen. Sie wollen selbst etwas bewirken, unabhängiger werden und ihre eigene Persönlichkeit entwickeln.
Wenn sich junge Menschen problematischen Ideologien oder autoritären Ideen zuwenden, hängt das oft auch mit solchen Bedürfnissen zusammen.
Radikalisierungsprävention bedeutet für uns deshalb nicht nur, problematische Entwicklungen zu erkennen. Es geht auch darum, jungen Menschen andere Möglichkeiten zu bieten, diese Bedürfnisse zu erfüllen. Dazu gehören verlässliche Beziehungen, Möglichkeiten zum Mitmachen und Mitgestalten, Räume für Gespräche und Nachdenken sowie eine Schulkultur, in der Unterschiede anerkannt werden und Konflikte besprochen werden können.Formularbeginn
Formularende

[bookmark: _Toc227859386]Phänomenübergreifende Radikalisierungsprävention
Radikalisierungsprävention an unserer Schule richtet sich nicht nur gegen eine bestimmte Richtung oder Ideologie. Wir schauen auf verschiedene Formen problematischer Radikalisierung. Dazu gehören zum Beispiel politische, religiöse oder weltanschauliche Formen, aber auch Verschwörungserzählungen, Ablehnung von Vielfalt oder Gewaltbefürwortung.
Dieser breite Blick hilft uns, gemeinsame Merkmale zu erkennen. Dazu gehören zum Beispiel die Suche nach Zugehörigkeit, Feindbilder, autoritäre Denkweisen, die Abwertung anderer oder die Rechtfertigung von Gewalt.
So vermeiden wir auch, bestimmte Gruppen vorschnell mit Radikalisierung zu verbinden. Für unsere pädagogische Arbeit ist deshalb nicht entscheidend, zu welcher Religion, Herkunft oder politischen Richtung ein Mensch gehört. Wichtig ist für uns, ob Äußerungen oder Handlungen Menschen abwerten, Vielfalt ablehnen, autoritäre Haltungen stärken oder Gewalt gutheißen.
Ein solcher Ansatz hilft uns außerdem, auf neue Entwicklungen flexibel zu reagieren und mit einem gemeinsamen Verfahren auf unterschiedliche problematische Entwicklungen zu antworten.


[bookmark: _Toc227859387]Haltung
[bookmark: _Toc227859388]Besonnenheit
Wir wollen in schwierigen Situationen besonnen handeln. Das bedeutet: Wir wollen problematische Entwicklungen weder verharmlosen noch zu schnell dramatisieren.
Wenn es Hinweise auf mögliche Radikalisierung gibt, ist es oft wichtig, erst einmal ruhig zu bleiben und nicht vorschnell zu handeln. Es ist nicht immer sinnvoll, ein Verhalten sofort zu bestrafen. Oft ist es besser, zuerst mit dem jungen Menschen zu sprechen. Wir wollen verstehen, was hinter dem Verhalten steckt und ob es sich eher um Provokation oder um eine problematische Ideologie handelt.
Hilfreich ist es dabei, eine zweite Meinung einzuholen, zum Beispiel aus dem Kollegium. Besonders wichtig sind hier die beiden Clearing-Beauftragten, die an unserer Schule für Radikalisierungsprävention zuständig sind.

[bookmark: _Toc227859389]Unterstützung statt Stigmatisierung
Junge Menschen, die mit radikalen Ideologien in Kontakt kommen, sollen nicht abgestempelt oder ausgegrenzt werden. Sie sollen Unterstützung bekommen.
Wir erklären problematisches Verhalten nicht vorschnell mit Herkunft, Kultur oder Religion. Stattdessen schauen wir auf das konkrete Verhalten und auf die konkreten Aussagen eines jungen Menschen.
Menschen in feste kulturelle oder ethnische Schubladen zu stecken, kann Abwehr verstärken und im schlimmsten Fall Radikalisierung fördern. Deshalb richten sich allgemeine Präventionsangebote, zum Beispiel Projekttage, an alle Schüler:innen und nicht nur an bestimmte Gruppen.
Für uns ist nicht entscheidend, welche Kultur oder Religion einem jungen Menschen zugeschrieben wird. Wichtig ist die Frage, ob Äußerungen oder Handlungen an Ausgrenzung anknüpfen oder andere Menschen abwerten.Formularbeginn
Formularende

[bookmark: _Toc227859390]Religionssensibilität
Zu unserer Schulgemeinschaft gehören viele unterschiedliche Menschen. Sie haben unterschiedliche Beziehungen zu Religion. Manche Menschen sind religiös, andere nicht. Beides hat an unserer Schule einen Platz.
Wir wollen deshalb auch auf unsere eigenen Erfahrungen und Einstellungen zu Religion schauen. Religion ist für uns nicht nur ein möglicher Grund für Konflikte. Sie kann auch eine wichtige Hilfe im Leben sein. Sie kann Menschen Halt, Orientierung und Sinn geben.
Darum ist es wichtig, dass religiöses und nichtreligiöses Leben in der Schule Platz haben. Wenn junge Menschen merken, dass ihre Überzeugungen und Bedürfnisse gesehen und ernst genommen werden, stärkt das ihre Zugehörigkeit zur Schule. Wenn religiöse oder nichtreligiöse Anliegen dagegen ignoriert werden, kann das zu Frust, Abweisung und Ungerechtigkeitsgefühlen führen. Das gilt besonders dann, wenn manche Religionen mehr Anerkennung bekommen als andere.
Solche Erfahrungen können dazu führen, dass junge Menschen sich von der Schulgemeinschaft entfernen. Deshalb ist Religionssensibilität für uns auch ein Teil von Prävention.
Religionssensibilität bedeutet für uns: Wir nehmen religiöse Erfahrungen und Überzeugungen anderer Menschen aufmerksam, respektvoll und differenziert wahr und beziehen sie in unser pädagogisches Handeln ein.[footnoteRef:1] [1:  Nauerth, Matthias et al. (2017): Religionssensibilität in der Sozialen Arbeit: Positionen, Theorien, Praxisfelder, Stuttgart: Kohlhammer, S. 15.] 

Konkrete religionssensible Maßnahmen könnten etwa sein:
· Religiöse Feiertage sichtbar machen: In der Schule kann es einen Kalender mit wichtigen Feiertagen verschiedener Religionen geben. So können alle mehr über ihre Bedeutung erfahren.
· Raum für Gebet oder Stille schaffen: Es kann einen ruhigen Raum geben, den alle Schüler:innen für Gebet, Meditation oder stille Momente nutzen können.
· Wünsche und Bedürfnisse ansprechen: Schüler:innen sollen die Möglichkeit haben, über religiöse und nichtreligiöse Wünsche und Bedürfnisse zu sprechen und sich damit ernst genommen zu fühlen.
· Mit religiösen Gemeinschaften zusammenarbeiten: Schulen können mit lokalen Religionsgemeinschaften zusammenarbeiten und Vertreter:innen zu schulischen Veranstaltungen einladen.
· Ansprechpersonen für religiöse Fragen anbieten: Es kann Vertrauenspersonen geben, an die sich Schüler:innen mit religiösen Fragen oder Anliegen wenden können.
· Das Kollegium weiterbilden: Lehrkräfte und andere Mitarbeitende können mehr über verschiedene Religionen, Bräuche und Traditionen lernen.

[bookmark: _Toc227859391]Rassismussensibilität
Rassismus bedeutet, dass Menschen wegen ihrer Herkunft, ihres Aussehens, ihrer Kultur oder ihrer Religion in Gruppen eingeteilt und unterschiedlich bewertet werden. Dadurch werden Unterschiede größer gemacht, Ausgrenzung gerechtfertigt und manche Menschen benachteiligt (Attia & Keskinkilic 2017, 118).
Solche Denkmuster gibt es auch in der Schule. Deshalb ist es wichtig, dass wir uns bewusst machen: Auch wir als Schulgemeinschaft bringen Vorurteile und gelernte Bilder mit. Diese müssen wir wahrnehmen und hinterfragen.
Für unsere Arbeit bedeutet das: Wir schauen auf das konkrete Verhalten und auf konkrete Aussagen von jungen Menschen. Wir erklären Verhalten nicht vorschnell mit „der Kultur“ oder „der Herkunft“ eines Menschen. Solche schnellen Zuschreibungen wollen wir vermeiden.
Gerade im Umgang mit möglicher Radikalisierung ist das wichtig. Wir wollen genau hinschauen, zuhören und fair einordnen, statt Menschen wegen ihrer Herkunft oder Religion falsch zu beurteilen.

[bookmark: _Toc227859392]Konstruktive Kommunikation
Der Umgang mit autoritären, menschenabwertenden, gegen Vielfalt gerichteten oder gewaltbefürwortenden Aussagen von Schüler:innen kann schwierig sein. Schnell kommt es dann zu Gesprächen, in denen beide Seiten nur noch gegeneinander reden. Auf eine provokante Aussage folgen dann zum Beispiel Vorwürfe, Rechtfertigungen, Gesprächsabbrüche oder persönliche Angriffe. Das kann dazu führen, dass sich junge Menschen noch mehr zurückziehen und sich stärker an problematische Gruppen oder Ideen binden.
Hier ist konstruktive Kommunikation wichtig. Das bedeutet: Wir wollen in schwierigen Gesprächen nicht nur mit Abwehr oder harter Konfrontation reagieren, sondern mit Ruhe, Empathie und Gesprächsbereitschaft. So kann es eher gelingen, mit dem jungen Menschen in Kontakt zu bleiben – auch wenn seine Aussagen für uns schwer auszuhalten sind.
Was schulisches Personal dabei tun kann, zum Beispiel im Rahmen eines Clearing-Verfahrens:
· Aussage und Person trennen: Problematische oder diskriminierende Aussagen sollen klar benannt werden. Trotzdem soll der junge Mensch nicht als Person abgewertet werden. Man kann einem Menschen respektvoll begegnen, ohne seiner Meinung zuzustimmen. Empathie bedeutet nicht Zustimmung. Empathie bedeutet: Wir nehmen den Menschen hinter der Aussage wahr.

Beispiel: Ein Schüler sagt im Unterricht: „Flüchtlinge kriegen doch eh alles in den Hintern geschoben, während wir hier nichts haben!“

Die Lehrkraft bleibt ruhig und reagiert nicht sofort wütend. Sie sagt zum Beispiel:
„Ich höre, dass du das als ungerecht empfindest. Das kann ich verstehen. Mir ist aber wichtig, dass wir bei solchen Themen sachlich bleiben und nicht ganze Gruppen abwerten. Lass uns gemeinsam anschauen, wie die Situation tatsächlich ist.“

So wird die Aussage ernst genommen und eingeordnet. Gleichzeitig wird der Schüler nicht als Person verurteilt. Die Lehrkraft zeigt Verständnis für sein Gefühl, ohne die abwertende Aussage zu akzeptieren.

· Mit Empathie reagieren: Auf provokante Aussagen soll man nicht sofort wütend oder abwertend antworten. Wichtig ist, im Gespräch zu bleiben. Das erste Ziel ist, überhaupt Gesprächsbereitschaft herzustellen oder zu erhalten.	

Beispiel: In einer Pause sagt ein Schüler: „Ich würde die alle einfach rauswerfen – die passen nicht hierher.“	

Die Schulsozialarbeiterin reagiert nicht mit einem Gegenangriff. Sie sagt zum Beispiel: „Das klingt so, als ob dich etwas daran sehr beschäftigt oder belastet. Magst du erzählen, woher das kommt?“	

Diese Antwort bewertet den Schüler nicht sofort. Sie öffnet die Tür für ein Gespräch. Durch diese empathische Haltung wird zuerst die Gefühlsebene angesprochen. Das macht ein weiteres Gespräch eher möglich.

· Selbstreflexion fördern: Viele junge Menschen wissen selbst nicht genau, welche Gefühle, Bedürfnisse oder Wünsche hinter ihren Aussagen stehen. Wenn man darüber spricht, kann das oft mehr helfen als Vorwürfe oder moralische Belehrungen.

Beispiel: Eine Schülerin sagt immer wieder Dinge wie: „Die da oben wollen uns alle kontrollieren, deshalb impfen sie uns!“	

Die Lehrkraft sagt im Einzelgespräch zum Beispiel:
„Was macht dir an diesem Gedanken am meisten Angst? Und was würdest du dir stattdessen wünschen?“
Die Lehrkraft widerspricht also nicht sofort direkt. Stattdessen fragt sie nach den Gefühlen und Bedürfnissen hinter der Aussage. So kann die Schülerin besser über ihre eigenen Gedanken und Gefühle nachdenken. Das kann ihr helfen, sich später von extremen Positionen zu distanzieren.
· Über Werte sprechen: Hinter radikalen Aussagen stecken oft bestimmte Werte oder Wünsche, zum Beispiel Gerechtigkeit, Zugehörigkeit oder Sicherheit. Wenn man darüber spricht, kann ein besseres Gespräch entstehen. Gemeinsame Werte können ein guter Anfang sein. Dabei ist aber wichtig: Gleichwertigkeit, Teilhabe und Sicherheit anderer dürfen nicht verletzt werden.

Beispiel: Ein Schüler beschwert sich über Gleichstellung und sagt: „Früher hatten Männer wenigstens noch was zu sagen. Heute dürfen ja nur noch Frauen mitreden.“

Die Lehrkraft antwortet zum Beispiel:
„Was genau macht dir daran Sorgen? Geht es dir um Gerechtigkeit, Respekt oder Fairness?“.

So wird der Schüler eingeladen, über die Werte hinter seiner Aussage nachzudenken. Gemeinsam kann dann geschaut werden, ob es ein gemeinsames Bedürfnis gibt, zum Beispiel nach Fairness oder Anerkennung – auch wenn die Meinungen unterschiedlich sind.
Konstruktive Kommunikation kann vor allem dann gut wirken, wenn junge Menschen noch bereit sind zu sprechen. Sie ist besonders hilfreich, wenn jemand noch offen für ein Gespräch ist und seine Haltung noch nicht ganz fest geworden ist.
Wenn ein junger Mensch nicht mehr reden will oder problematische Haltungen schon sehr stark verfestigt sind, reichen Gespräche oft nicht mehr aus. Dann braucht es andere Maßnahmen, zum Beispiel weitergehende Unterstützung oder spezielle Hilfe.[footnoteRef:2] [2:  Vgl. Gegen Vergessen – Für Demokratie e.V. (Hrsg.) (2025): Demokratie im Dialog. Ein Methodenhandbuch zur demokratischen Konfliktbearbeitung für Argumentations- und Kommunikationstrainings mit Erwachsenen, Berlin, S. 79–81, online verfügbar unter: https://www.vielfalt-mediathek.de/wp-content/uploads/2026/02/Demokratiefoerderung_Demokratie-im-Dialog_Methodenhandbuch.pdf?utm_source=chatgpt.com. 
] 





[bookmark: _Toc227859393]Definitionen
Unsere Schule arbeitet gegen problematische Radikalisierung. Dabei ist uns wichtig: Diese Arbeit gehört zu einer demokratischen Schulkultur dazu.
Für unsere Arbeit brauchen wir ein gemeinsames Verständnis von wichtigen Begriffen. Dazu gehören zum Beispiel Radikalisierung, Prävention und Demokratieförderung. Außerdem nutzen wir bestimmte Anzeichen, die Hinweise auf problematische Entwicklungen geben können. Diese Anzeichen sind keine feste Checkliste. Sie sollen dem schulischen Personal helfen, Situationen besser einzuschätzen.
[bookmark: _Hlk193235813]
[bookmark: _Toc227859394]Extremismus oder Radikalisierung?
In unserer pädagogischen Arbeit sprechen wir lieber von Radikalisierung und nicht von Extremismus.
Der Begriff Extremismus wird oft von Sicherheitsbehörden oder in juristischen Zusammenhängen benutzt. Er hat deshalb viel mit Überwachung, Strafverfolgung und Gefahrenabwehr zu tun.
Der Begriff Radikalisierung passt besser zu unserer Arbeit in der Schule. Er macht deutlich, dass es um Entwicklungen und Prozesse geht. Diese können sich verändern. Unsere Schule arbeitet pädagogisch. Nur sehr selten geht es dabei um tatsächliche Gefahrenabwehr.

[bookmark: _Toc227859395]Definition Radikalisierung
Nicht jede radikale Haltung ist ein Problem für Schulen. Unsere Arbeit richtet sich nicht gegen andere Meinungen, provokantes Verhalten, kontroverse religiöse oder politische Positionen oder gegen Gesellschaftskritik.
Schule soll ein Ort sein, an dem Kritik, Widerspruch und unterschiedliche Meinungen möglich sind. Für uns wird es dann problematisch, wenn Kritik in Aussagen oder Handlungen übergeht, die autoritär sind, Menschen abwerten, gegen Vielfalt gerichtet sind oder Gewalt befürworten.
Gegen solche Formen von Radikalisierung stellen wir uns. Dabei unterscheiden wir zwischen zwei Dingen: Es gibt radikale Positionen, die sich gegen Diskriminierung und Ausgrenzung richten und sich für Freiheit, Gleichwertigkeit und Teilhabe aller Menschen einsetzen. Und es gibt problematische Radikalisierung, die Ungleichheit, Unterordnung, Feindbilder oder Gewalt fördert.
Für uns gilt: Die Freiheit eines Menschen endet dort, wo die Freiheit anderer eingeschränkt wird. Bei der Einschätzung von Situationen ist für uns auch wichtig, ob Aussagen oder Handlungen an bestehende Ausgrenzung anknüpfen.

[bookmark: _Toc227859396]Definition Prävention
Für uns bedeutet Prävention nicht nur, problematische Entwicklungen zu verhindern. Prävention bedeutet auch, Bedingungen zu stärken, unter denen solche Entwicklungen seltener entstehen. Dazu gehören Teilhabe, Anerkennung, gute Beziehungen, Gesprächsfähigkeit, Konfliktfähigkeit und eine Schule, die Diskriminierung ernst nimmt.
Wir arbeiten dabei auf zwei Arten: Einerseits stärken wir demokratische Schulkultur und Schutzfaktoren. Andererseits schauen wir auf konkrete Hinweise auf problematische Entwicklungen und bearbeiten sie.
Auch im Sozialgesetzbuch steht, dass junge Menschen lernen sollen, sich vor gefährdenden Einflüssen zu schützen. Sie sollen Kritikfähigkeit, Entscheidungsfähigkeit, Eigenverantwortung und Verantwortung für andere entwickeln.
Für unsere praktische Arbeit ist wichtig: Wir unterscheiden zwischen problematischen Ideologien, Aussagen oder Handlungen und dem jungen Menschen als Person. Wir wollen problematische Entwicklungen klar benennen, ohne einen jungen Menschen als ganzen Menschen zu verurteilen. Gleichzeitig schauen wir auf seine Erfahrungen, Bedürfnisse, Beziehungen und Stärken. Das hilft uns, ohne Stigmatisierung zu handeln und trotzdem klar zu bleiben.

[bookmark: _Toc227859397]Definition Demokratieförderung
Wir schauen nicht nur darauf, wogegen wir als Schule sind. Wir schauen auch darauf, wofür wir uns einsetzen.
Demokratieförderung bedeutet für uns: Schüler:innen sollen mitmachen können, andere Sichtweisen kennenlernen und mit Unsicherheiten und Unterschieden umgehen lernen. Sie sollen Konflikte fair austragen können und ihre eigenen Stärken entwickeln.
Darum ist Demokratieförderung für uns kein Zusatz zur Radikalisierungsprävention. Sie ist ein wichtiger Teil davon.

[bookmark: _Toc227859398]Anzeichen für Radikalisierung
Es gibt bestimmte Anzeichen, die auf problematische Radikalisierung hinweisen können. Dazu gehören zum Beispiel:
· wenn sich jemand selbst über andere stellt und andere abwertet
· wenn jemand Druck auf andere ausübt oder sie beeinflussen will
· wenn sich jemand stark zurückzieht und wichtige Beziehungen abbricht
· wenn jemand nur noch die eigene Meinung als absolute Wahrheit sieht
· wenn jemand nur noch in Freund und Feind denkt
· (…)
Wichtig ist: Nicht alles, was provoziert, polarisiert oder irritiert, ist schon ein Zeichen für Radikalisierung. Es gibt auch Verhaltensweisen, die im Schulalltag schwierig sind, aber nichts mit Radikalisierung zu tun haben. Diese Unterscheidung ist für die Schule sehr wichtig.
[bookmark: _Hlk193235923]
[bookmark: _Toc227859399]Was keine Anzeichen für Radikalisierung sind
Uns ist auch wichtig zu sagen, was nicht automatisch ein Zeichen für Radikalisierung ist. Oft werden nämlich gerade diese Dinge vorschnell falsch eingeordnet:
· konservative oder traditionelle Ansichten, zum Beispiel zu Familie, Geschlechterrollen oder Moral
· eine strenge religiöse Praxis, zum Beispiel regelmäßiges Beten oder Fasten
· politisches oder religiöses Engagement, zum Beispiel für soziale Gerechtigkeit, Umwelt oder Menschenrechte
· Kritik an staatlichen Einrichtungen oder an gesellschaftlichen Regeln, solange dabei keine Verschwörungserzählungen oder Feindbilder vorkommen
Wichtig ist: Solche Punkte allein sind kein Anzeichen für Radikalisierung.
Schüler:innen, die konservative Meinungen haben, ihre Religion intensiv leben oder Kritik an der Gesellschaft äußern, sollen sich an unserer Schule nicht beobachtet oder unter Verdacht gestellt fühlen. Schule soll ein Ort sein, an dem junge Menschen offen über ihre Werte, Überzeugungen und Fragen sprechen können. Dafür ist Vertrauen sehr wichtig.
Trotzdem gilt: Pädagogisch wichtig wird es dann, wenn solche Positionen mit Feindbildern, Abwertung anderer, autoritärem Denken oder der Zustimmung zu Gewalt verbunden sind.Formularbeginn
Formularende


[bookmark: _Toc227859400]Demokratische Schulkultur
[bookmark: _Toc227859401]FreiRaum
Schule ist ein wichtiger Ort für Demokratie und Prävention. Hier erleben junge Menschen Zugehörigkeit, Konflikte, Anerkennung und Ausgrenzung. Deshalb braucht Schule auch Räume, in denen Schüler:innen zur Ruhe kommen, Fragen stellen, unterschiedliche Sichtweisen austauschen und Konflikte besprechen können.
An unserer Schule gibt es Themen wie Zugehörigkeit, Religion, Ungerechtigkeit, Identität, Konflikte oder politische Spannungen. Diese Themen tauchen zum Beispiel im Flur, in Chats, in Provokationen oder in Streit auf. Der FreiRaum ist ein Versuch, dafür einen besseren pädagogischen Ort zu schaffen.
Der FreiRaum ist ein begleiteter Raum in der Schule. Dort können Schüler:innen zur Ruhe kommen, beten oder meditieren. Sie können dort zu bestimmten Zeiten auch über Themen sprechen, die sie beschäftigen. Der FreiRaum ist also ein Ort für Rückzug und für Gespräche.
Der FreiRaum ist kein Angebot nur für „auffällige“ oder „gefährdete“ Schüler:innen. Er ist auch kein Raum, in dem junge Menschen unter Verdacht gestellt werden. Er ist ein Angebot für die ganze Schulgemeinschaft. Für die Radikalisierungsprävention ist er wichtig, weil er Beziehung, Beteiligung, Anerkennung und frühe pädagogische Gespräche stärkt.
Ein FreiRaum soll nicht in erster Linie problematische Entwicklungen verhindern. Er soll vor allem Teilhabe, Austausch, Nachdenken und Gespräche in einer vielfältigen Schule ermöglichen. Seine präventive Wirkung ist deshalb nicht die einer schnellen Lösung, sondern die eines Bausteins demokratischer Schulkultur.
Merkmale eines FreiRaums
Ein FreiRaum hat aus unserer Sicht vier wichtige Merkmale:
Multifunktional: Der FreiRaum ist ein Ort für Verschiedenes. Schüler:innen können dort zur Ruhe kommen, beten oder meditieren. Sie können dort aber auch miteinander sprechen und Unterschiede oder Konflikte besprechen.
Inklusiv: Der FreiRaum ist grundsätzlich für alle Schüler:innen offen. Er ist nicht nur für bestimmte Gruppen da.
Partizipativ: Schüler:innen gestalten den FreiRaum von Anfang an mit. Sie können bei Fragen zur Nutzung, zur Atmosphäre, zu Gesprächsformaten und zu gemeinsamen Absprachen mitentscheiden.
Sicher: Der FreiRaum soll sich vom normalen Schulalltag unterscheiden. Er soll ein geschützter Ort sein. Gleichzeitig ist er kein Ort, an dem alles erlaubt ist. Wenn andere verletzt, ausgegrenzt oder bedroht werden, muss die Schule klar reagieren.
Ziele eines FreiRaums
Mit dem FreiRaum verbinden wir besonders zwei Ziele:
· Unterschiedliche Identitäten anerkennen:
Schüler:innen sollen erleben, dass verschiedene Lebensweisen, Fragen, Zugehörigkeiten und religiöse oder nichtreligiöse Sichtweisen in der Schule Platz haben.
· Demokratischen Umgang mit Konflikten fördern:
Schüler:innen sollen lernen, mit Meinungsverschiedenheiten, Unsicherheiten und Spannungen umzugehen, ohne andere abzuwerten, sich zurückzuziehen oder Konflikte eskalieren zu lassen.
Fragen der praktischen Umsetzung
Damit ein FreiRaum gut funktionieren kann, muss er gut geplant und verlässlich begleitet werden. Wichtig ist, dass Schüler:innen ihn als sinnvoll erleben.
Raum: Nicht jede Schule hat einen freien Raum. Ein FreiRaum muss deshalb nicht von Anfang an ein eigener fester Raum sein. Möglich sind auch andere Lösungen, zum Beispiel ein Raum, der nur zu bestimmten Zeiten genutzt wird. Wichtig ist vor allem, dass der Raum verlässlich nutzbar ist.
Offenheit und Zielgruppe: Der FreiRaum soll grundsätzlich für alle Schüler:innen offen sein. Er ist kein Angebot nur für eine bestimmte Problemgruppe und auch kein Raum nur für einzelne religiöse oder politische Themen.
Kommunikation in der Schulgemeinschaft: Die Einführung eines FreiRaums soll früh und offen kommuniziert werden. Kollegium, Schüler:innen und Eltern sollen wissen, worum es geht. Es soll klar sein, dass hier ein Raum für Teilhabe, Rückzug, Austausch und demokratische Schulkultur ausprobiert wird.
Betreuung und Verantwortung: Ein FreiRaum braucht verlässliche Begleitung. Es muss klar sein, wer ansprechbar ist, wer den Raum begleitet und wer Verantwortung trägt. Wichtig sind dabei vor allem Beziehungsfähigkeit, Sensibilität und die Fähigkeit, Gespräche gut zu begleiten.
Nutzungszeiten: Ein FreiRaum muss nicht sofort jeden Tag geöffnet sein. Gerade am Anfang können feste und überschaubare Zeiten sinnvoll sein, zum Beispiel in der Mittagspause oder an bestimmten Tagen. Wichtig ist, dass diese Zeiten verlässlich sind.
Regeln: Ein FreiRaum braucht nicht viele Regeln. Wichtig ist das Vertrauen, dass Schüler:innen den Raum sinnvoll nutzen und mitgestalten können. Wenn Regeln nötig sind, sollen sie klar, einfach und nachvollziehbar sein.
Nachhaltigkeit: Ein FreiRaum soll nicht nur von einzelnen engagierten Personen abhängen. Wichtig ist, dass Zuständigkeiten, Zeiten, Vertretung und Kommunikation klar geregelt sind und dass die Schulleitung und die Schulgemeinschaft dahinterstehen.
Wir verstehen den FreiRaum als einen konkreten Ausdruck demokratischer Schulkultur. Er ist ein Ort, an dem Unterschiede nicht vorschnell zum Problem gemacht werden, sondern pädagogisch begleitet werden. Schüler:innen sollen dort ihre Anliegen äußern, sich einbringen und mit Widersprüchen umgehen können.

[bookmark: _Toc227859402]Demokratische Schulkultur im Alltag
Demokratische Schulkultur zeigt sich nicht nur in einzelnen Projekten. Sie zeigt sich vor allem darin, wie Schule im Alltag mit Beteiligung, Zugehörigkeit, Konflikten und Unterschieden umgeht. Sie entsteht dort, wo Schüler:innen merken: Meine Meinung zählt, ich werde gehört, Konflikte können besprochen werden und Unterschiede werden anerkannt.
Wir möchten an unserer Schule Teilhabe, Anerkennung, den respektvollen Umgang mit Unterschieden, Gesprächsfähigkeit und einen sensiblen Umgang mit Diskriminierung stärken. Das ist auch für Prävention wichtig. Nicht weil Beteiligung automatisch Radikalisierung verhindert, sondern weil dadurch Zugehörigkeit, Anerkennung, Nachdenken und gute Konfliktbearbeitung eher möglich werden.
Demokratische Schulkultur kann im Alltag viele Formen haben. Sie muss nicht immer mit einem großen neuen Projekt beginnen. Oft kann sie auch in kleinen Schritten wachsen. Zum Beispiel durch:
Mehr Beteiligung im Schulalltag: Schüler:innen können bei Fragen mitentscheiden, die ihren Alltag betreffen. Zum Beispiel bei der Gestaltung von Räumen, Pausenbereichen, Projekttagen, Regeln des Zusammenlebens oder Themen im Schulleben. Sie können auch Verantwortung übernehmen, zum Beispiel in Pat:innenmodellen, Demokratieteams, bei Gesprächsrunden oder bei schulischen Veranstaltungen. Wichtig ist, dass Beteiligung nicht nur zum Schein stattfindet, sondern wirklich etwas bewirken kann.
Möglichkeiten für Beschwerden und Rückmeldungen: Demokratische Schulkultur braucht verlässliche Wege, um Kritik, Diskriminierungserfahrungen, Konflikte oder Unsicherheiten anzusprechen. Dazu können Ansprechpersonen, regelmäßige Feedbackrunden, Sprechstunden oder andere Beteiligungsformate gehören. Wichtig ist, dass Schüler:innen erleben: Meine Rückmeldung wird ernst genommen.
Demokratische Gespräche und Aushandlung stärken: Demokratische Schulkultur zeigt sich auch darin, dass Schüler:innen lernen, unterschiedliche Sichtweisen zu benennen, zu begründen und miteinander zu diskutieren. Das kann im Unterricht geschehen, aber auch bei Schulveranstaltungen, an deren Planung, Durchführung und Auswertung Schüler:innen aktiv beteiligt sind.
Demokratische Schulkultur ist kein Zustand, der irgendwann einfach fertig ist. Sie ist eine gemeinsame Aufgabe. Entscheidend ist nicht, ob schon alles umgesetzt ist. Entscheidend ist, dass unsere Schule hinschaut, was noch fehlt, und Schritt für Schritt daran arbeitet, Beteiligung, Anerkennung, Konfliktfähigkeit und einen fairen Umgang mit Unterschieden im Alltag zu stärken.
[bookmark: _Toc227859403]Clearing-Verfahren bei Hinweisen auf Radikalisierung
[bookmark: _Toc227859404]Warum gibt es ein Clearing-Verfahren?
Das Clearing-Verfahren ist ein festes Verfahren mit sieben Schritten. Dabei arbeiten Schulleitung, Klassenleitung, Clearing-Beauftragte, Schulsozialarbeit und bei Bedarf weitere Personen zusammen. Ziel ist es, mit Hinweisen auf mögliche problematische Radikalisierung bei Schüler:innen gut umzugehen.
Wichtig ist dabei nicht nur der einzelne Fall. Wichtig ist auch, dass die Schule klare Abläufe und Zuständigkeiten hat. So weiß die Schule, was zu tun ist, wenn es Hinweise auf problematische Entwicklungen gibt.

[bookmark: _Toc227859405]Aufbau des Clearing-Verfahrens
1. Vorrecherche
Das Clearing-Verfahren beginnt, wenn ein Hinweis auf eine mögliche problematische Radikalisierung eines jungen Menschen an eine:n Clearing-Beauftragte:n weitergegeben wird. In einer ersten Prüfung wird geschaut, ob es Anzeichen für eine beginnende Radikalisierung gibt.
Zu dieser ersten Prüfung gehören vor allem Gespräche mit der Person, die den Hinweis gegeben hat. Manchmal kann es auch nötig sein, mit weiteren Personen zu sprechen, zum Beispiel mit dem oder der betroffenen Schüler:in, mit Eltern, Lehrkräften, der Schulsozialarbeit oder mit Mitschüler:innen.
Diese erste Phase ist oft schwierig, weil vieles noch unklar ist. Es muss eingeschätzt werden, ob es sich um einen Fall für das Clearing-Verfahren handelt oder eher um einen Fall für die Schulsozialarbeit. Diese Entscheidung muss immer im Einzelfall getroffen werden.
Oft gibt es mehrere Gründe für auffälliges Verhalten. Veränderungen im Verhalten oder in den schulischen Leistungen können viele Ursachen haben. Deshalb wird zuerst geprüft, ob die Hinweise wirklich auf problematische Radikalisierung hindeuten.Formularbeginn
Formularende

2. Das Clearing-Team wird gebildet
Wenn der oder die Clearing-Beauftragte nach der ersten Prüfung denkt, dass eine problematische Radikalisierung möglich ist, wird ein Clearing-Team gebildet. Dieses Team bespricht gemeinsam, wie es weitergeht.
Manchmal ist es auch sinnvoll, weitere Fachleute von außen einzubeziehen. Das können zum Beispiel Mitarbeitende vom Jugendamt, Trainer:innen aus einem Sportverein oder andere wichtige Bezugspersonen des jungen Menschen sein.
Beim ersten Treffen des Clearing-Teams wird geplant, wie die Situation genauer untersucht werden soll. Wichtig ist dabei auch, dass der junge Mensch weiß, dass es ein Clearing-Verfahren gibt. Die Schule soll dabei offen und transparent handeln.
Wichtig ist außerdem ein gemeinsames Vorgehen im Umgang mit Personen, die vielleicht von dem Verhalten des jungen Menschen betroffen sind. Die Unterstützung dieser Personen gehört meist nicht direkt zum Clearing-Verfahren. Sie wird oft von der Schulsozialarbeit übernommen.

3. Die Situation wird genauer geklärt
In diesem Schritt geht es darum, ein möglichst genaues Bild von der Situation zu bekommen. Dabei können Methoden aus der Sozialen Arbeit helfen. Eine davon ist zum Beispiel die VIP-Karte. Mit ihr kann man wichtige Menschen und Ressourcen im Umfeld des jungen Menschen sichtbar machen.
Die Clearing-Beauftragten sprechen dafür mit Eltern, dem jungen Menschen selbst, Lehrkräften oder anderen wichtigen Personen. So kann die Schule besser verstehen, was gerade los ist.
Dabei werden auch Stärken und Unterstützungsangebote sichtbar. Das können zum Beispiel Bezugspersonen sein, zu denen der junge Mensch Vertrauen hat. Gleichzeitig ist es in dieser Phase wichtig, mit dem jungen Menschen eine tragfähige Beziehung aufzubauen.
Außerdem wird geschaut, wie stark eine problematische Ideologie schon Einfluss hat und ob es schon Kontakte zu entsprechenden Gruppen oder Szenen gibt.


4. Das Clearing-Team beschließt Maßnahmen
Danach trifft sich das Clearing-Team noch einmal. Die Clearing-Beauftragten stellen vor, was in der genaueren Prüfung herausgefunden wurde.
Gemeinsam überlegt das Team dann, welche pädagogischen Maßnahmen sinnvoll sind. Außerdem wird festgelegt, welche Ziele erreicht werden sollen. Solche Ziele können zum Beispiel ein erfolgreicher Schulabschluss oder das Stoppen gewaltbefürwortender Entwicklungen sein. Auch die Förderung von Interessen, Stärken und Fähigkeiten kann ein wichtiges Ziel sein.
Hilfreich können dabei zum Beispiel Methoden aus der systemischen Beratung oder erzählende Gesprächsformen sein.

5. Die Maßnahmen werden umgesetzt
Danach werden die vereinbarten Maßnahmen durchgeführt. Wichtig ist, dass alle beteiligten Personen gegenüber dem jungen Menschen zusammenarbeiten und möglichst als gemeinsames Team auftreten.
Die Maßnahmen müssen nicht immer von den Clearing-Beauftragten selbst umgesetzt werden. Sie können auch an andere schulische Personen abgegeben werden. Mögliche Maßnahmen reichen von sozialpädagogischen Gesprächen über Beratung bis hin zu freizeitpädagogischen Angeboten.
Auch außerschulische Personen können beteiligt sein. Wenn mehrere Personen an den Maßnahmen mitarbeiten, ist es sinnvoll, dass ein:e Clearing-Beauftragte:r den Überblick behält und den Fall steuert.

6. Die Maßnahmen werden überprüft
Nach einer vereinbarten Zeit trifft sich das Clearing-Team erneut. Dann wird gemeinsam geschaut, ob die Maßnahmen geholfen haben oder ob etwas verändert werden muss.

7. Die Maßnahmen werden weitergeführt oder der Fall wird beendet
Die Schritte 5 und 6 können sich wiederholen. Das geschieht so lange, bis die vereinbarten Ziele erreicht sind oder der Fall abgeschlossen werden kann.
[bookmark: _Toc227859406]Personen und Zuständigkeiten
[bookmark: _Toc227859407]Clearing-Beauftragte
An unserer Schule gibt es zwei Clearing-Beauftragte. Ihre Namen werden dem Kollegium bekannt gemacht. Sie haben folgende Aufgaben:
· Sie sind Ansprechpersonen für das Kollegium bei Hinweisen auf mögliche Radikalisierung von Schüler:innen.
· Sie sind hauptverantwortlich für die Verankerung von demokratischer Schulkultur und schulischer Radikalisierungsprävention.
· Sie benennen und berufen ein multiprofessionelles Clearing-Team ein, wenn es Hinweise auf Radikalisierung gibt.
· Sie leiten die Sitzungen des Clearing-Teams und verteilen Aufgaben.
· Sie arbeiten daran mit, demokratische Schulkultur an unserer Schule weiterzuentwickeln.
· Sie achten darauf, dass sie fachlich auf dem aktuellen Stand bleiben, zum Beispiel durch die Teilnahme an Clear-Vision-Netzwerktreffen.
Die beiden Clearing-Beauftragten können im Clearing-Team auch Aufgaben an andere Personen abgeben. Dazu gehören zum Beispiel:
· das Verfahren regelmäßig in der Schule vorzustellen, auch neuen Kolleg:innen
· die Sitzungen des Clearing-Teams zu dokumentieren
· den Kontakt mit dem betroffenen jungen Menschen und seinen Bezugspersonen zu halten
· den Kontakt zu außerschulischen Akteur:innen zu übernehmen
· bei der Kommunikation und Sichtbarmachung von demokratischer Schulkultur in der Schule mitzuwirken
Für diese Aufgaben erhalten die beiden Clearing-Beauftragten […] Entlastungsstunden.
[bookmark: _Toc227859408]Personelle Veränderung
Wenn eine der beiden Clearing-Beauftragten oder einer der beiden Clearing-Beauftragten die Schule verlässt, soll diese Person zusammen mit der anderen Clearing-Beauftragten oder dem anderen Clearing-Beauftragten rechtzeitig eine Nachfolge einarbeiten.
[bookmark: _Toc227859409]Außerschulische Akteur:innen
In einem Clearing-Verfahren kann es sinnvoll sein, auch Fachleute oder wichtige Personen von außen einzubeziehen. Das können zum Beispiel sein:
· Eltern und andere wichtige Bezugspersonen des jungen Menschen
· regionale oder überregionale Fach- und Beratungsstellen, zum Beispiel …, sowie das Jugendamt
· Sicherheitsbehörden wie die Polizei oder der Verfassungsschutz
Die Expertise von … liegt in den Bereichen … und es besteht Kontakt zu …
Wichtig ist: Die Polizei muss ein Ermittlungsverfahren einleiten, wenn sie genug Hinweise auf eine mögliche Straftat hat. Deshalb muss die Schule gut überlegen, ob und wann sie die Polizei einbezieht. Das Clearing-Verfahren arbeitet in erster Linie pädagogisch.

[bookmark: _Toc227859410]Vorhandene Schulstrukturen
Das Clearing-Verfahren und die Arbeit an demokratischer Schulkultur sind an unserer Schule an bestehende Strukturen angebunden. So können wir Kräfte bündeln, Doppelstrukturen vermeiden und Arbeit sparen. Zum Beispiel an:
[Z. B. Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage]
[Z. B. Gewaltschutzkonzept]
[Z. B. Gesundheitspräventionskonzept]
[Z. B. UNESCO-Schule]
Das bedeutet …

[bookmark: _Toc227859411]Clearing-Team
Das Clearing-Team ist eine Arbeitsgruppe, die je nach Fall unterschiedlich zusammengesetzt sein kann. Es bearbeitet gemeinsam Hinweise auf mögliche Radikalisierung eines jungen Menschen.
Die Clearing-Beauftragten stellen das Team zusammen. Mit ihnen zusammen besteht das Team in der Regel aus etwa 3 bis 5 Personen. Aufgaben können im Team verteilt werden.
Zum Team gehören in der Regel:
· die beiden Clearing-Beauftragten
· die Schulsozialarbeit, falls sie nicht schon Clearing-Beauftragte:r ist
· die Schulleitung
· die Person, von der der erste Hinweis auf eine mögliche Radikalisierung kam
Bei Bedarf können außerdem weitere Personen dazukommen:
· der junge Mensch selbst
· das Jugendamt
· die Polizei
· Eltern und/oder andere Bezugspersonen des jungen Menschen
· die Klassenleitung der betroffenen Person
· regionale Fach- und Beratungsstellen
· der Verfassungsschutz
Wenn es im Team unterschiedliche Meinungen gibt, zum Beispiel über Maßnahmen, entscheidet [die Schulleitung / Abstimmung / …].

[bookmark: _Toc227859412]Dokumentation
Das Kollegium wird zu bestimmten Anlässen über die Arbeit des Clearing-Teams und über wichtige Entwicklungen im Bereich demokratischer Schulkultur informiert.
Über die Sitzungen des Clearing-Teams werden Protokolle geschrieben. Die Protokolle werden an [Ablageort] sicher gespeichert und nach [Zeit] gelöscht. Zugriff auf die Protokolle haben […].
[bookmark: _Toc227859413]Kommunikation 
Die Clearing-Beauftragten sorgen dafür, dass möglichst alle Lehrkräfte, Schüler:innen, Eltern und die Schulsozialarbeit über das Clearing-Verfahren informiert sind.
Das kann zum Beispiel so geschehen:
· durch Informationen auf Schulkonferenzen
· durch Aushänge am schwarzen Brett
· durch Informationen auf der Internetseite der Schule

[bookmark: _Toc227859414]Beteiligung von Eltern
Die Zusammenarbeit mit Eltern ist ein wichtiger Teil demokratischer Schulkultur und schulischer Radikalisierungsprävention. Eltern sind wichtige Bezugspersonen für ihre Kinder. Sie prägen auch deren Werte mit. Wenn Eltern früh einbezogen werden, stärkt das Vertrauen und die gemeinsame Verantwortung für ein respektvolles und demokratisches Miteinander in der Schule.
Folgende Maßnahmen können helfen, Eltern in präventive Strukturen einzubeziehen:
1. Informationsveranstaltungen und Workshops: Regelmäßige Angebote zu Themen wie „Radikalisierung erkennen“, „Demokratie im Alltag fördern“ oder „Digitale Medien“ können Eltern helfen, sich zu informieren, Fragen zu stellen und Unsicherheiten abzubauen. Dafür können Schulen auch externe Fachleute einladen.
2. Beteiligung an schulischen Projekten und Veranstaltungen: Schule kann Eltern einladen, sich an Projekttagen, Diskussionsrunden oder Elternabenden zu beteiligen. Das kann zum Beispiel durch eigene Beiträge, durch Hilfe bei der Planung oder durch Unterstützung bei Maßnahmen geschehen.
3. Vertrauensvolle Kommunikation fördern: Schule sollte Möglichkeiten schaffen, damit Eltern mit Sorgen, Fragen oder Beobachtungen Gehör finden. Dazu gehört auch eine regelmäßige Information über schulische Präventionsarbeit und demokratische Schulkultur. Klassenleitungen, Schulsozialarbeit oder Vertrauenslehrkräfte können dabei wichtige Ansprechpersonen sein. So kann auch dann Kontakt zu Eltern gehalten werden, wenn es noch kein konkretes Problem gibt. Das kann für schwierige Situationen später sehr hilfreich sein.
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